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Gentechnik

Ein unkalkulierbares Risiko

Am Mittwoch verhandelt das Bundesverfassungsgericht darüber, ob Deutschland sein Regelwerk für die grüne Gentechnik lockern muss.

Von FOCUS-Redakteur Robert Thielicke
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In sieben Bundesländern ist trotz Anbauverbots mit 
„Genmais“ verunreinigter Mais ausgesät worden. 

Vielleicht wäre der Termin auf dem Kalender des Bundesverfassungsgerichts nahezu unbemerkt geblieben. Doch der jüngste Skandal um Saatgut für Mais, das mit einer genveränderten Sorte verunreinigt war, verschafft der Klage Sachsen-Anhalts eine ungeahnte Brisanz. Landwirte in sieben Bundesländern, darunter Niedersachsen, Baden-Württemberg und Bayern, hatten die hierzulande nicht zugelassene Maissorte unwissentlich ausgesät. Nun müssen sie den Boden umpflügen. Vom Hersteller Pioneer fordern die Landwirte daher Schadenersatz. 
Gesetzliche Zügel lockern

Am Mittwoch nun wird darüber verhandelt, ob das der Forderung zugrunde liegende Gentechnik-Gesetz gegen die Verfassung verstößt – und damit, ob die unbeliebte Technologie künftig laxer gehandhabt werden kann als bisher. Der Termin stand schon lange vor dem Skandal um Pioneer fest, Sachsen-Anhalts sogenannter Normenkontrollantrag ging bereits 2005 beim Gericht ein. Doch die Klage ist nicht vom aktuellen Skandal zu trennen, denn der Fall Pioneer zeigt beispielhaft, worüber das Gericht zu entscheiden hat. Zur Disposition steht, welche Rolle die grüne Gentechnik in Deutschland künftig spielen wird. Denn Sachsen-Anhalt zweifelt die Verfassungsmäßigkeit gerade jener Paragrafen an, die das Gesetz zu einem wirksamen Instrument machen: die Möglichkeit der Landwirte oder Händler, Schadenersatz zu fordern, wenn ihre Produkte mit genveränderten Organismen verunreinigt sind und daher nicht oder nur mit wirtschaftlichen Einbußen zu verkaufen sind. 
Nach Ansicht von Sachsen-Anhalt verstoßen die entsprechenden Regelungen „gegen das Rechtsstaatsprinzip und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit“, wie es in der Klagebegründung heißt. Das Standortregister, in dem Landwirte die entsprechenden Flächen öffentlich machen müssen, verletze „das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung“ und begünstige „politisch motivierte Feldzerstörungen“. Vor allem aber mache die derzeit geltende Schadenersatzregelung jede Freisetzung „zu einem unkalkulierbaren wirtschaftlichen Risiko“, weil es „im Ergebnis zu einer garantieartigen Sonderhaftung für den landwirtschaftlichen Einsatz von gentechnisch veränderten Organismen“ führe. 

Pollen kennen keine Grenzen
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Dem aktuellen Bericht der Agro-Biotechnologie-Agentur ISAAA zufolge stammen 77 Prozent der weltweit produzierten Sojaernte von Sorten, die im Labor genetisch verändert wurden.
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Denn genau diese Garantie kann niemand geben. Weder Saatgutunternehmen noch Landwirte noch Forschungseinrichtungen, die mit genveränderten Pflanzen experimentieren, können ausschließen, dass Lebensmittel Spuren genveränderter Sorten enthalten. Einmal freigesetzt, fliegen Pollen unkontrolliert durch die Luft, verteilen Insekten die Körner, pflügen Traktoren Pflanzenreste in den Boden. Schon heute sind Spuren genveränderten Pflanzenmaterials im Brot, im Honig oder im Müsli kaum vermeidbar. Die EU warnt zudem seit einigen Jahren, dass Futtermittel in Europa knapp werden könnten, sollten sich die Genehmigungsverfahren in der Union weiterhin so schleppend gestalten. Auf Soja basierendes Tierfutter beispielsweise besteht zu großen Teilen aus genveränderten Pflanzen – weil es auf dem Weltmarkt kaum noch andere Produkte gibt. Dem aktuellen Bericht der Agro-Biotechnologie-Agentur ISAAA zufolge stammen 77 Prozent der weltweit produzierten Sojaernte von Sorten, die im Labor genetisch verändert wurden. 
Genfreies Saatgut

Angesichts dieser Situation auf dem Weltmarkt akzeptiert der Gesetzgeber Spuren dieser Organismen im fertigen Lebensmittel: Ihr Anteil darf bis zu 0,9 Prozent betragen, ohne dass eine spezielle Kennzeichnung nötig ist. Bei Saatgut sind die Regeln allerdings strenger: Nicht einmal kleinste Rückstände sind erlaubt.
Sachsen-Anhalt und damit die Befürworter der Technologie argumentieren nun, dass es reicht, Landwirte oder Nahrungsmittelhersteller auf die gute fachliche Praxis zu verpflichten. Finden sich dennoch Verunreinigungen, entzieht sich das ihrem Einfluss. Das Bundesland verfolgt dabei durchaus Eigeninteressen: Seit Jahren wachsen dort mehr genveränderte Sorten als in den meisten anderen Teilen Deutschlands. 2009 etwa säten Landwirte 35 425 Quadratmeter aus – mehr waren es nur in Mecklenburg-Vorpommern. 

Zusätzlich sitzt dort mit dem Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung Gatersleben eines der wichtigsten landwirtschaftlichen Forschungsinstitute Europas. Die Gegner der grünen Gentechnik dagegen würden derartige Forschungseinrichtigen am liebsten stilllegen und verweisen auf mögliche Gefahren für Umwelt und Gesundheit. Der Streit ist grundsätzlich, und so dürfte auch das Urteil ausfallen. Bis es vorliegt, werden allerdings noch einige Monate vergehen. 
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